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Von Helmut Weidner

 

Die moderne deutsche Umweltpolitik – im Sinne eines eigenständigen, insti-
tutionalisierten Politikfeldes – ist ein Kind der sozial-liberalen Regierungsko-
alition. Insofern hatte sie schon eine rund 13-jährige Entwicklungsgeschichte
hinter sich, als die so genannte Ära Kohl im Jahr 1982 begann. Verglichen
mit anderen Politikressorts war sie demnach „blutjung“. Ihr Profil hatte die
Umweltpolitik durch das damals zuständige FDP-geführte Innenministerium
bekommen, wo sich eine kleine Gruppe hoch engagierter und kompetenter
Mitarbeiter der neuen Thematik annahm. Wesentliche Impulse zur Politikge-
staltung kamen aber auch aus dem parlamentarischen Bereich, so insbesondere
von der bereits 1952 gegründeten „Interparlamentarischen Arbeitsgemein-
schaft für naturgemäße Wirtschaftsweise“ (IPA), einem Zusammenschluss von
Länder- und Bundesparlamentariern. Einige Eckpfeiler der Umweltpolitik,
etwa das „Sofortprogramm“ von 1970, waren sogar das Werk einer „Allpar-
teien-Koalition“. Eine Umweltbewegung im eigentlichen Sinn gab es damals
noch nicht, der Einfluss von Naturschutzverbänden auf die Politikgestaltung
war eher gering; wichtiger waren Anregungen von damaligen umweltpoliti-
schen Pionierländern wie USA, Schweden, teilweise auch Japan.

Einen gewissen Einfluss hatte auch die „Systemkonkurrenz“ mit der DDR,
wo schon 1968 der Schutz der Umwelt Verfassungsrang erhalten hatte, im
Jahr 1970 ein Umweltrahmengesetz erlassen und 1971 eine Art Umweltmi-
nisterium gegründet worden war. Der weitgehend bloße Symbolcharakter die-
ser Institutionen braucht hier nicht näher erläutert zu werden.

 

1. Die umweltpolitische Ausgangslage

 

Die Regierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl trat ihr Amt in einer um-
weltpolitisch höchst turbulenten Zeit an. Sie war insbesondere durch einen weit
verbreiteten Verlust an Vertrauen in den Problemlösungswillen der staatlichen
Umweltpolitik geprägt. Auch ihre Problemlösungskapazität wurde stark be-
zweifelt. Obgleich in den vergangenen Jahren, und teils in beeindruckender
Geschwindigkeit, ein auch international anerkannter breiter institutionell-
rechtlicher Sockel geschaffen worden war, erschien vielen der Grundansatz
(„Politikstil“) weitgehend verfehlt, um drängende Umweltprobleme zufrie-

 

1 Belegende und weiterführende Literatur enthält die abschließende Literaturliste, darunter
insbesondere eigene Veröffentlichungen zum Thema.
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denstellend lösen zu können. Dieser Politikstil wurde, besonders aus Kreisen
der Wissenschaft, als hierarchisch, bürokratisch-regulativ, medial-selektiv,
kurativ-„entsorgungstechnisch“ und im Ergebnis als ineffizient kritisiert.
Während in der Gesellschaft die Meinung vorherrschte, dass die staatliche
Umweltpolitik von wirtschaftlichen Interessen dominiert sei, kam aus Wirt-
schaftskreisen massive Kritik an vermeintlich wirtschaftsschädigenden um-
welt-politischen Überreaktionen des Staates und gegen sein unökonomisches
Instrumentarium. Diese schwierige Ausgangslage muss berücksichtigt wer-
den, um die Leistungen der neuen Regierung angemessen beurteilen zu kön-
nen.

Die „umweltpolitische Großwetterlage“ zu Beginn der Ära Kohl war noch
von weiteren Faktoren beeinflusst, von denen hier nur die wichtigsten stich-
wortartig genannt werden:
– Die öffentliche Debatte zum sauren Regen und „Waldsterben“, verbunden

mit Themen wie etwa der Gesundheitsschädigung durch innerstädtische
Umweltbelastungen (beispielsweise Pseudokrup), hatte einen solchen Hö-
hepunkt erreicht, dass Deutschland im Ausland verschiedentlich als „Welt-
meister in Umweltangst“ bezeichnet wurde.

– Wenngleich wirtschaftliche Aufschwungzeichen zu sehen waren, gab es
doch noch starke Nachwirkungen der Ölpreiskrise von 1973/74, die es vor
allem erschwerten, strengere Emissionsgrenzwerte im Industrie- und Kraft-
werksbereich durchzusetzen.

– In den öffentlichen Medien waren Umweltprobleme ein zentrales Thema,
wobei in der Tendenz Katastrophenmeldungen überwogen und sehr kri-
tisch über staatliche Umweltpolitik berichtet wurde.

– Aus der häufig in die öffentliche Umweltdebatte eingreifenden „scientific
community“ kamen zunehmend kontroverse Problemanalysen und -lö-
sungsvorschläge, die zum wachsenden Misstrauen in die Objektivität und
Neutralität wissenschaftlicher Experten, ja zur generellen Infragestellung
der ökologischen Kompetenz etablierter Wissenschaft beitrugen.

Im Konfliktfeld hatte die Umwelt- und Antikernenergie-Bewegung einen gro-
ßen Aufschwung erlebt, zahlreiche Bürgerinitiativen und Umweltorganisatio-
nen waren entstanden, und vormals eher „bedächtige“ Naturschutzorganisati-
onen politisierten sich; insgesamt kam es zu einer breiten Organisation gesell-
schaftlicher Umweltinteressen. Die etablierten Parteien bekamen parteipo-
litische Konkurrenz, zunächst auf der Kommunal- und Landesebene, dann auf
Bundesebene. Die „Grüne Partei“ bekam in der Bundestagswahl 1980 nur 1,5
Prozent der Stimmen, doch Ende 1982 waren Abgeordnete von „Grünen Par-
teien“ in sechs Landtagen vertreten, und 1983 zogen sie schließlich in den
Bundestag ein.

Insgesamt war die umweltpolitische Großwetterlage in den achtziger Jahren
unübersichtlicher, konfliktiver, teils militanter geworden. Das Spannungsver-
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hältnis zwischen Ökologie und Ökonomie wurde nunmehr von relevanten Tei-
len der Umweltbewegung als ein struktur- und systemimmanenter Konflikt
thematisiert, der nur durch radikale Systemänderung und nicht durch eine
„Versöhnung“ zugunsten des Umweltschutzes gelöst werden könne.

 

2. Umweltpolitik unter der Regierung Kohl

 

In dieser politisch aufgeheizten, sich radikalisierenden Situation kam nun eine
konservative, wirtschaftsnahe Regierung ins Amt. Vielen schien ausgemacht,
dass in der Umweltpolitik nun noch mehr gebremst würde. Diese Befürchtun-
gen schienen sich erst einmal zu bestätigen: Für den Umweltschutz zuständig
wurde der als erzkonservativ wahrgenommene CSU-Abgeordnete Friedrich
Zimmermann, und in der Regierungserklärung vom 13. Oktober 1982 streifte
Bundeskanzler Kohl nur kurz den Umweltschutz, dabei betonend, dass seine
Regierung das „Eigeninteresse der Wirtschaft am Umweltschutz stärken“ wol-
le.

 

2

 

2.1. Ein verheißungsvoller Auftakt

Doch schon die Rede von Innenminister Zimmermann im Bundestag am 14.
Oktober ließ nicht nur Umweltbewegte aufhorchen, ganz besonders der Satz:
„Umweltschutz ist neben der Vermeidung kriegerischer Konflikte die wich-
tigste Aufgabe der Menschheit in den nächsten Jahren.“ Und ganz anders, als
man es gemeinhin von der staatlichen Umweltrhetorik erwartete, folgten dieser
Rede rasch Taten, die wie Paukenschläge wirkten, im Inland wie im Ausland.
Der Schwerpunkt der Aktivitäten lag zunächst auf dem Bereich der besonders
strittigen Luftreinhaltepolitik. Zwei Maßnahmen ragten heraus:

Schon wenige Monate nach Amtsantritt wurde die so genannte Großfeue-
rungsanlagen-Verordnung erlassen. Sie enthielt die europaweit strengsten Vor-
schriften zur Emissionsbegrenzung für Kraftwerke und große Industriefeue-
rungsanlagen. Etliche Länder, und dann auch die Europäische Gemeinschaft,
haben diese Regelungen später übernommen. Bei der überaus schnellen Be-
handlung der äußerst komplizierten Materie kamen dem Innenminister die
mehr als fünfjährigen Vorarbeiten der Umweltadministration zugute, die man-
gels politischer Unterstützung „schubladisiert“ worden waren.

Im Juli 1983 machte der Innenminister einen überraschenden Vorstoß, die
in den USA geltenden PKW-Abgasgrenzwerte als EG-Richtlinie durchzuset-
zen. Damit löste er großen Wirbel in der deutschen Automobilindustrie und

 

2 Heute gilt die Stärkung des Eigeninteresses der Wirtschaft am Umweltschutz als conditio
sine qua non für eine erfolgreiche Umweltpolitik, in der damaligen politischen Atmos-
phäre wurde

 

 

 

diese Aussage hingegen als Rückzug des Staates aus seinen umweltpoliti-
schen Pflichten zugunsten wirtschaftlicher Interessen interpretiert.
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in anderen EG-Mitgliedsländern aus. Nicht zuletzt aufgrund strategischer Un-
geschicklichkeiten des Innenministers verzögerte sich die Umsetzung, doch
letztlich wurde mit dieser „Hauruck-Strategie“ der Weg für die Einführung
des Abgaskatalysators in Europa geebnet, und zwar gegen eine große, macht-
volle Interessenkoalition aus Automobilindustrie, Automobilverbänden und
ihren Unterstützern in Politik und Wissenschaft in Deutschland und in anderen
automobilproduzierenden europäischen Ländern.

Die einschneidenden Maßnahmen gegen zwei Mitglieder aus der Gruppe
der mächtigsten und „umweltpolitikresistentesten“ Industriebranchen brachten
dem Innenminister im Lande viel Anerkennung, auch von politischen Gegnern.
Die Maßnahmen trugen nicht nur zur Umweltentlastung bei, sondern auch ent-
scheidend zur Dynamisierung der EG-Umweltpolitik. Deutschlands umwelt-
politische Reputation stieg im Ausland erheblich an, andere Länder, die eine
fortschrittliche Umweltpolitik betreiben wollten, beriefen sich nunmehr neben
den USA und Japan immer mehr auf die Bundesrepublik. Bahnbrechende Zei-
chen wurden auch in der internationalen Umweltpolitik gesetzt: Im Juni 1984
richtete die Bundesregierung in München eine multilaterale Umweltkonferenz
aus, die wesentlich dazu beitrug, dass es zu international koordinierten und
wirkungsvollen Maßnahmen gegen den „sauren Regen“ kam, an denen sich
nun auch mittel- und osteuropäische Staaten beteiligten. Dies galt als eine be-
achtenswerte und umweltpolitisch höchst dringliche Leistung, wenn man die
bis dahin sehr heftigen Auseinandersetzungen zwischen Ost und West auf den
verschiedenen internationalen Umweltbühnen bedenkt.

Diesem verheißungsvollen Auftakt und der bis heute bestehenden Vorrei-
terrolle in wichtigen Bereichen der Luftreinhaltepolitik standen aber auch er-
hebliche Defizite gegenüber, die im Zeitablauf an Bedeutung in der umwelt-
politischen Diskussion gewannen. Exemplarisch hierfür seien genannt: Die
Ablehnung einer allgemeinen Geschwindigkeitsbegrenzung auf Autobahnen
entgegen dem klaren internationalen Trend; im Natur- und Bodenschutz gab
es nur schwache Regelungen, die eine Situationsverschlechterung nicht auf-
halten konnten, behindernd wirkte hierbei insbesondere die so genannte Land-
wirtschaftsklausel; und schließlich verfolgte die Regierung einen konsequent
„atomfreundlichen“ Kurs, der zur gesellschaftlichen Polarisierung beitrug.

Letzteres führte nach der Tschernobyl-Katastrophe Ende April 1986 zu ei-
nem rapiden Verlust des Vertrauens in die umweltpolitische Kompetenz des
Innenministers, der für Strahlenvorsorge zuständig war. Hierauf reagierte die
Regierung mit recht großem politischen Raffinement: Schon rund einen Monat
nach der Reaktor-Katastrophe in Tschernobyl, am 5. Juni 1986, wurde das
Bundesministerium für Umwelt, Natur und Reaktorsicherheit (BMU) gegrün-
det, womit symbolisch ein umweltpolitischer Neuanfang signalisiert wurde.
Sicherlich hatten die unmittelbar bevorstehende Landtagswahl in Niedersach-



 

Eine Bilanz aus Sicht der Wissenschaft 159

sen und die für Januar 1987 anstehende Bundestagswahl ebenfalls Einfluss
auf diese Entscheidung.

Mit Walter Wallmann wurde allerdings ein nicht in Umweltfragen ausge-
wiesener Politiker zum ersten Bundesumweltminister ernannt. Dessen kurze
und insgesamt wenig bemerkenswerte Amtsperiode ging zu Ende, als er hes-
sischer Ministerpräsident wurde.

Im Mai 1987 wurde Klaus Töpfer zum Bundesumweltminister ernannt. Er
war Umweltminister von Rheinland-Pfalz gewesen, Inhaber eines Lehrstuhls
für Raumordnung und Landesplanung und Mitglied im Sachverständigenrat
für Umweltfragen – mithin ein ausgesprochener und bekannter Umweltexper-
te. Mit seiner Amtsübernahme kam wieder frischer Wind in die Umweltpolitik.
Er trat von Anbeginn sehr aktiv und medienorientiert auf. In seiner Amtszeit
bis 1994 wurden wichtige Durchbrüche in der Umweltpolitik erzielt. Beson-
ders hervorhebenswert sind die Konzepte zum Schutz von Nord- und Ostsee,
die Erweiterung des Umwelthaftungsrechts, die Störfallverordnung, die steu-
erliche Förderung schadstoffarmer Automobile, die Einstellung der Abfallver-
brennung auf hoher See sowie der Einleitung von Dünnsäure in die Nordsee,
die FCKW-Ausstiegsregelung (Deutschland war das erste Land weltweit, das
Produktion und Verwendung des die Ozonschicht schädigenden FCKW ein-
stellte), das Verbot von bleihaltigem Benzin, die Verpackungsverordnung und
vor allem das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, das „Blaupause“ für Re-
gelungen in etlichen anderen Ländern wurde.

Einige der Regelungen und Maßnahmen in der Amtszeit Töpfers hatten das
Potenzial, den einengenden konventionellen Handlungsrahmen der Umwelt-
politik zu sprengen und neue Wege für eine effektivere Umweltpolitik zu öff-
nen. Das 1990 vorgelegte Konzept zur Verminderung von CO2-Emissionen
enthielt im internationalen Vergleich die mit am weitestgehenden Zielsetzun-
gen. Die Ost-West-Umweltaktivitäten wurden ausgebaut: Nach dem Hone-
cker-Staatsbesuch in Bonn intensivierte sich (ab 1987) die deutsch-deutsche
Umweltkooperation, später auch mit anderen Ländern wie ČSSR, Ungarn,
Bulgarien und UdSSR.

2.2. Umweltpolitik nach der Vereinigung

Der deutsche Vereinigungsprozess nach 1989 dominierte verständlicherweise
die Regierungspolitik in der Anfangsphase, gleichwohl kam es zunächst nicht
zu einem umweltpolitischen Rückschlag oder Stillstand. Im Rahmen der „Um-
weltunion“ (1. Juli 1990) wurden trotz der teilweise desaströsen Umweltzu-
stände in der ehemaligen DDR sehr weitreichende Ziele gesetzt. Der Eini-
gungsvertrag strebte an, die Einheitlichkeit der ökologischen Lebensverhält-
nisse auf hohem, mindestens jedoch auf dem in der Bundesrepublik erreichten
Niveau zu fördern. Diese Programmatik wurde von großen Finanzmitteltrans-



 

160 Helmut Weidner

fers und vielfältigen Fördermaßnahmen gestützt, beispielsweise durch die
Ausrichtung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) auf Umweltsanie-
rungsaufgaben, wofür zeitweilig rund 100.000 ABM-Stellen zur Verfügung
standen. Ein Teil der hohen Sanierungskosten war selbstverschuldet, gab es
doch bis dahin einen regen Müllexport von West nach Ost, obwohl das niedrige
entsorgungstechnische Niveau in der DDR allgemein bekannt war.

Auf breiter Ebene wurden Umweltqualitätsverbesserungen erzielt, wenn
auch häufig in ineffizienter Weise. Hierzu trug bei, dass das bundesdeutsche
Umweltrecht den fünf neuen Bundesländern weitgehend „übergestülpt“ wor-
den war. Damit wurde nicht zuletzt die Chance vertan, im Zuge des Vereini-
gungsprozesses die umweltpolitischen Verkrustungen, die allseits bekannt wa-
ren, systematisch zu beheben – stattdessen wurden durch so genannte Be-
schleunigungsgesetze die ökonomischen gegenüber ökologischen Interessen
gestärkt. Hierzu gehört auch der Stromvertrag von 1990, durch den der Ein-
fluss von drei westdeutschen Energieversorgungsunternehmen auf die gesamte
Stromerzeugung und -verteilung im Beitrittsgebiet gesichert und eine politisch
gesteuerte energiepolitische Wende nicht mehr realisierbar schien. Auf das Er-
gebnis der Bundestagswahl von 1994 wirkte sich dies alles jedoch nicht weiter
hinderlich aus, was großenteils auf neue Prioritäten in der politisch-gesell-
schaftlichen Debatte zurückgeführt werden kann. Die Nachfolge von Klaus
Töpfer trat Angela Merkel an.

Wenn im Rückblick die Amtszeit von Minister Töpfer – insbesondere we-
gen seiner Leistungen auf der internationalen Umweltpolitikebene – manchmal
in einem etwas verklärten Licht gesehen wird, darf darüber nicht vergessen
werden, dass es auch erhebliche Defizite gab, so etwa beim Vollzug des Che-
mikaliengesetzes, beim Bodenschutz und bezüglich der Sanierung von Altlas-
ten. Die Kernenergiepolitik blieb weiterhin stark strittig. Minister Töpfer be-
herrschte auch die Klaviatur der symbolischen Umweltpolitik, wie sich u. a.
bei der Diskussion um die Einführung ökonomischer Instrumente schon 1989
zeigte: Im Sommer 1989, kurz vor der saarländischen Landtagswahl, startete
eine hitzige Debatte um ökonomische Instrumente (speziell Öko-Steuern und
Umweltabgaben), ausgelöst durch einen entsprechenden Vorschlag des saar-
ländischen Ministerpräsidenten Oskar Lafontaine. In diese Debatte stieg Um-
weltminister Töpfer als damaliger CDU-Spitzenkandidat für die Landtagswahl
unverzüglich ein und erklärte Abgabensysteme zu einem Muss für eine rati-
onale Umweltpolitik. In der Folgezeit hatte das aber keine politisch-prakti-
schen Konsequenzen. Als bei der öffentlichen Präsentation des Umweltgut-
achtens des Sachverständigenrates für Umweltfragen im Jahr 1994 der Rats-
vorsitzende ein allmähliches Ansteigen des Benzinpreises bis zum Jahr 2005
auf 4 bis 5 DM befürwortete und es hierauf äußerst heftige Kritik von Wirt-
schaftsverbänden und Medienschelte gab, distanzierte sich Minister Töpfer
rasch von diesem Vorschlag. Es wurde in diesem Zusammenhang kolportiert,
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dass Bundeskanzler Kohl den Wirtschaftsverbänden zugesichert hatte, eine
Öko-Steuer nicht einzuführen.

Aufgrund zunehmenden Widerspruchs zwischen vollmundigen umweltpo-
litischen Ankündigungen und schwacher Realisierung gab es besonders in den
Medien eine zunehmend skeptische Sichtweise auf Umweltminister Töpfer,
der u. a. als „Ankündigungsminister“ bezeichnet wurde. Diese Kritik war in
ihrer Schärfe überzogen. Sie deutet auf eine unberechtigte Geringschätzung
bzw. auf Unverständnis wichtiger Funktionen symbolischer politischer Hand-
lungen hin. Diese sind manchmal das adäquate Mittel, fehlende parlamenta-
rische oder parteipolitische Hausmacht zu kompensieren oder den Einfluss
machtvoller Interessenorganisationen zu konterkarieren, um brisante Um-
weltthemen auf die politische Agenda zu bekommen. (Das spätere Beispiel
des Konzeptes der „nachhaltigen Entwicklung“ zeigt recht deutlich die Defi-
zite einer fehlenden öffentlichkeitswirksamen Kommunikationsstrategie: Bis
zum heutigen Tag geht vom Konzept der nachhaltigen Entwicklung, trotz sei-
ner staatlichen Institutionalisierung – und ähnlich wie im Falle des Konzeptes
der „Lokalen Agenda 21“ – eine negierbar geringe öffentliche Mobilisierungs-
wirkung aus.)

2.3. Umweltpolitik seit 1994 unter Angela Merkel

Die Amtszeit von Umweltministerin Merkel fand im Schatten neuer politischer
Prioritäten statt, geprägt durch Massenarbeitslosigkeit, öffentliche Verschul-
dung und die so genannte Standortdiskussion. Es gewann eine breite Globa-
lisierungsdebatte an Gewicht, die sich gegen den Umweltschutz richtete. Auch
in der Gesellschaft sank der Stellenwert von Umweltschutz, blieb aber auf ho-
hem Niveau. Im Unterschied zur erheblichen Verlangsamung des umweltpo-
litischen Weiterentwicklungsprozesses und zu restriktiven Teilmaßnahmen auf
nationaler Ebene wurde jedoch weiterhin eine progressive internationale Um-
weltpolitik betrieben. Diese unterstützte, wenn große Hürden im Wege stan-
den, der Bundeskanzler politisch und medienbezogen sehr wirksam: Es war
beispielsweise Helmut Kohl, der 1988 auf der Toronto-Konferenz den Klima-
wandel zum politischen Problem Nummer eins erklärte und ebenfalls das sehr
anspruchsvolle Ziel der Absenkung der CO2-Emissionen um 25 Prozent un-
terstützte. Auf dem Weltwirtschaftsgipfel 1989 setzte er durch, dass Umwelt-
schutz als ein vorrangiges Ziel auf die Tagungsagenda gesetzt wurde. Dem
Umwelt-Weltgipfel in Rio de Janeiro 1992 gab er politisch Gewicht, mehr als
jeder andere der zahlreichen anwesenden Regierungschefs. Dort betonte Bun-
deskanzler Kohl insbesondere die Notwendigkeit von Generationengerechtig-
keit, indem er darauf verwies, dass unsere Kinder und Enkel unser Handeln
in erster Linie daran messen würden, ob wir heute unseren Verpflichtungen
zur Bewahrung der Schöpfung nachkommen. Selbst die stark regierungskri-
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tische Tageszeitung taz schrieb anlässlich der wichtigen Klimakonferenz in
Berlin 1995 (die den Weg frei machte für das so genannte Kyoto-Protokoll
zwei Jahre später), der Kanzler habe „die richtige Rede mit richtigen Zielen
an die richtige Adresse“ gehalten und lobte die gute Zusammenarbeit zwischen
Umweltministerin und Umweltaktivisten. Michaele Hustedt, die damalige
Umweltsprecherin der Bündnisgrünen, hob später den „kämpferischen Ein-
satz“ von Umweltministerin Merkel auf der wichtigen Klimasitzung in Kyoto
1997 hervor; diesem Tenor schlossen sich die deutschen Umweltverbände
weitgehend an. Gleichwohl muss in diesem Zusammenhang auch die schon
erwähnte Rolle des Bundeskanzlers bei der Verhinderung einer CO2-/Klima-
abgabe genannt werden. Im Übrigen weist die harte Ablehnung von Umwelt-
steuern oder -abgaben gerade in Wirtschaftskreisen auf ein generelles Muster
in der deutschen Umweltpolitik hin: Zwar gehörte die scharfe Kritik an der
„regulativen Umweltpolitik“ zum Standardrepertoire von vielen Wirtschafts-
vertretern, doch richtete sich der härteste Widerstand in aller Regel gegen
staatliche Vorstöße, ökonomische Instrumente einzuführen.

Insgesamt kann man, stark zusammenfassend, zur Amtszeit von Ministerin
Merkel sagen: Trotz des vom Sachverständigenrat für Umweltfragen festge-
stellten „scharfen Gegenwindes“, der seit der tiefen Wirtschaftsrezession der
Umweltpolitik ins Gesicht blies, kam es zu keinen fundamentalen Rückzügen,
die etwa dem unter US-Präsident Reagan stattgefundenen umweltpolitischen
Kapazitätsabbau vergleichbar wären. Die Umweltministerin förderte hingegen
mit persönlichem Engagement eine anspruchsvolle Weiterentwicklung des
Konzeptes der nachhaltigen Entwicklung, doch blieben diese Bemühungen in-
stitutionell weitgehend erfolglos. Zum Ende ihrer Amtszeit war es aber doch
zu einer erheblichen Verlangsamung des Prozesses umweltpolitischer Weiter-
entwicklung gekommen, und eine systematisch-strategische Fundierung der
internationalen Umweltpolitik im nationalen Politikrahmen war trotz der be-
merkenswerten und international hoch anerkannten „Umweltaußenpolitik“
nicht erreicht worden. Hierauf werde ich noch kurz zurückkommen.

 

3. Beurteilung und Charakterisierung der Umweltpolitik

 

Die Bewertung dieses komplexen Politikgebietes muss hier ein wenig knapp
und holzschnittartig ausfallen. Es gibt viele wissenschaftlich abgesicherte und
anerkannte Bewertungskriterien für umweltpolitische Leistungen, die alle ihre
Berechtigung haben, doch steht an vorderster Stelle in aller Regel die Frage
nach den erzielten Effekten. Hier sei nur auf einige der wichtigsten Punkte
hingewiesen: Es war, anders als in vielen anderen Industrieländern, eine Ent-
kopplung des Energieverbrauchs vom Wirtschaftswachstum erzielt worden,
und in zahlreichen Bereichen der konventionellen Umweltpolitik (etwa Luft-
reinhaltung, Abfallbeseitigung, Gewässerschutz) gehörte die Bundesrepublik
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zur Gruppe der Vorreiterländer im internationalen Vergleich. Bei allen für eine
erfolgreiche Umweltpolitik wichtigen Kapazitätselementen (institutionell-
rechtlichen, technologischen und kognitiv-informationellen Kapazitäten) war
ein Entwicklungsstand erreicht worden, der im internationalen Vergleich weit
vorne rangierte. Hierzu gehört beispielsweise auch die 1990 gegründete deut-
sche Bundesstiftung Umwelt, die mit einem Stiftungskapital von über 1 Mrd.
Euro europaweit die größte Stiftung ist. Die gute Platzierung im internationa-
len Vergleich kann allerdings nur partiell der staatlichen Umweltpolitik zuge-
schrieben werden: Einen guten Anteil daran hatten direkt und indirekt gesell-
schaftliche Akteursgruppen, Wissenschaft, umweltpolitisch progressive Kom-
munen, Bundesländer und „grüne Unternehmen“. Schließlich ist auch der
Einfluss der politischen Opposition nicht unerheblich gewesen: SPD und „Grü-
ne“ profilierten sich als ökologische Modernisierungsparteien und trugen da-
mit zur Belebung der umweltpolitischen Konkurrenz bei.

Im Bereich des umweltpolitischen Instrumentariums sind ambivalente Er-
gebnisse zu verzeichnen: Es wurden zwar moderne, vor allem kooperations-
orientierte Regelungssysteme gefördert (Umweltvereinbarungen, Selbstver-
pflichtungen der Industrie), doch mit der notwendigen systematischen
Überprüfung oder gar Sanktionierung im Rahmen dieses flexiblen Instrumen-
tariums haperte es stark. Hinsichtlich ökonomisch flexibler und effizienter In-
strumente wurde kein eigentlicher Durchbruch erzielt. Im Wesentlichen do-
minierte weiterhin das hierarchisch-regulative Instrumentarium, darunter be-
finden sich auch Regelungen, die später aus der Oppositionsrolle heraus stark
kritisiert werden, z. B. die hohen öffentlichen Fördermittel für alternative Ener-
gien sowie die Einführung der so genannten Fremdstromeinspeisung, die mit
lukrativen Festpreisen zu einem Boom der Windenergie beitrug (Deutschland
wurde 1997 Welt-Spitzenreiter auf diesem Gebiet).

 

3

 

 Es fand keine grundle-
gende Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes statt, wie überhaupt die
so genannten schleichenden, komplexen Probleme, für die keine technischen
Lösungen verfügbar waren (etwa Biodiversitäts- und Naturflächenschwund)
politisch weitgehend unbearbeitet blieben. Aus einer ökologischen Perspektive
kann man sagen, dass die Umweltpolitik vorrangig die niedrig hängenden
Früchte geerntet hatte, was dennoch politisch mit erheblichen Konflikten ver-
bunden gewesen war. Der regulative, medial und technikorientierte Ansatz
wurde nicht zu einem integrativen, d. h. insbesondere die verschiedenen, funk-
tional zusammenhängenden Politikfelder verbindenden Ansatz weiterentwi-
ckelt; dem Umweltministerium waren hierfür wichtige Kompetenzen nicht ge-
geben worden (etwa in der Chemie- und Energiepolitik sowie im Naturschutz).

 

3 Anders als die meisten anderen Gesetzesvorlagen war das Stromeinspeisungsgesetz von
1991 vom Parlament eingebracht und von einer parteiübergreifenden Mehrheit verab-
schiedet worden.
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In gewisser Weise erstaunlich ist, dass sich weltweit rasch verbreitende neue
umweltpolitische Paradigmen (insbesondere „nachhaltige Entwicklung“ und
„Lokale Agenda 21“) von der Regierungspolitik nicht effektvoll aufgegriffen
wurden, trotz der überaus großen Unterstützung des so genannten Rio-Pro-
zesses durch Umweltminister und Bundeskanzler. Deutschland wurde damit
ganz klar zu einem Nachzügler in der Nachhaltigkeitspolitik, was übrigens für
geraume Zeit unter der nachfolgenden „rot-grünen Regierung“ so blieb. Und
schließlich wurden in der gesellschaftspolarisierenden Kernenergiepolitik, vor
allem zur Frage der langfristigen Entsorgungssicherheit, keine Durchbrüche
oder stabile soziale Befriedungen erzielt.

Die Leistungen auf dem Gebiet der internationalen Umweltpolitik in der
Ära Kohl sind als ambivalent zu bezeichnen. Es gab, wie erwähnt, sehr wich-
tige Anstöße sowohl für die internationale Umweltpolitik (auch der Einbezug
von Umweltthemen auf den so genannten Gipfeltreffen der Staatsführer der
Industrieländer war weitgehend dem Drängen des deutschen Bundeskanzlers
zu verdanken) als auch zur Weiterentwicklung der Umweltpolitik im Rahmen
der Europäischen Gemeinschaft. Beides wurde aber nicht zu einer systemati-
schen supranationalen bzw. globalen Umweltpolitikstrategie ausgebaut. Da-
rüber hinaus gehörte die Bundesrepublik in manchen Bereichen der EG-Um-
weltpolitik zu den Bremsern oder Nachzüglern, dies betrifft beispielsweise die
Umweltverträglichkeitsprüfung, das Umweltinformationsgesetz und das Um-
welt-Audit-Gesetz (EMAS). Man kann deshalb von einem gewichtigen um-
weltpolitischen internationalen Strategiedefizit sprechen. Das ist besonders be-
merkenswert, denn die Bundesrepublik war und ist aufgrund ihres ökologi-
schen und wirtschaftlichen Verflechtungsgrades sowie ihrer Exportorientie-
rung stärker als viele andere Länder von umweltrelevanten internationalen
oder EG-Entscheidungen betroffen. Die von ihr maßgeblich angestoßene Dy-
namik nutzt die Regierung nicht im Sinne der so genannten „first mover ad-
vantages“. Andere Länder, die längst nicht das „umweltpolitische Schwerge-
wicht“ der Bundesrepublik hatten, taten dies viel gezielter zur Gestaltung der
internationalen Umweltpolitik in ihrem Sinne; das gilt etwa für Großbritannien
im Falle der „Konkurrenz der Regulierungssysteme“ auf der Ebene der Euro-
päischen Gemeinschaft.

 

4. Ein kurzes Fazit

 

Entgegen allen Erwartungen ist die Umweltpolitik insgesamt ein Aktivposten
der Regierung Kohl geworden. Doch vom Niedergang, der die späte Ära Kohl
kennzeichnet, blieb auch die Umweltpolitik nicht unberührt. Sie war in den
letzten Jahren hochgradig von wirtschaftlichen Erwägungen geprägt – ohne
dass die wirtschaftlichen Mechanismen zugleich zu einer effektvollen Vitali-
sierung der ökonomischen Anreizstrukturen genutzt wurden, beispielsweise
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durch erhöhte Transparenz- oder Partizipationsregelungen. Hierzu gehört auch
die allen Proklamationen zum Trotz erfolgte Ausklammerung der Umweltfra-
ge in der Steuerreformdebatte, obgleich die OECD immer nachdrücklicher
eine „Ökologisierung der Steuersysteme“ forderte. Weiterhin hat die Bundes-
republik als einziges Land auf der gesamteuropäischen Umweltministerkon-
ferenz in Aarhus (Dänemark) im Juni 1998 die Aarhus-Konvention nicht un-
terzeichnet, durch die der Zugang zu Umweltinformationen verbessert und
eine Ausweitung der Bürgerbeteiligung ermöglicht würde. Der Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen äußerte dementsprechend in seinem Gutachten von
1998 harte Kritik an einem „weitgehend erstarrten Umweltkonzept“. In den
letzten Jahren der Regierungszeit von Bundeskanzler Kohl wurde mithin zu-
nehmend eine Politik der Verminderung staatlicher Problemlösungsfähigkeit
betrieben, indem vorhandene Kapazitäten, die von der Regierung selbst und
häufig gegen die Erwartungen ihrer Kritiker geschaffen worden waren, nicht
ausgeschöpft oder sogar begrenzt wurden. Man kann deshalb, bezogen auf die
Umweltpolitik der letzten Jahre der Ära Kohl, eher von einem „Pragmatismus
des Durchwurstelns“ als von einer von vielen Akteursgruppen gewünschten
und aus globaler Sicht für rational und notwendig gehaltenen „Strategie des
visionären Pragmatismus“ sprechen.
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